
„Medica mondiale“ mit Leben zu
erfüllen und weltweit zu agieren.
Von systematischen Massenverge-
waltigungen habe die breite Öf-
fentlichkeit zwar erst seit den Ereig-
nissen in Ex-Jugoslawien gehört,
doch „so etwas geschieht in jedem
Krieg“, hebt die Ärztin hervor. Was
ihr derzeit noch fehlt, ist „ein Fun-
dus an erfahrenen Frauen“, die in
Katastrophengebieten praktische
Hilfe leisten. Ob in Ruanda, Soma-
lia oder Tschetschenien – „Arbeit“,

konstatiert Monika Hauser, „gibt es
leider überall.“

das Recht, als Mensch und Person
geachtet und behandelt zu werden.
Das Leben könne beendet werden,
wenn es selbst kein bewußtes Inter-
esse am Leben mehr äußern könne
und für andere, z.B. Angehörige,
und die Gesellschaft zur dauernden
Last werde.

2. Nach christlicher Sicht grün-
det die Würde, Mensch und zugleich
Person zu sein, nicht in empirisch
feststellbaren Qualitäten, sondern
darin, daß Gott den Menschen zu
seinem Ebenbild bestimmt hat. Die-
ser Bestimmung wird der Mensch
im irdischen Leben nie voll gerecht.
Die Gottebenbildlichkeit wird erst
im Reich Gottes vollendet. Diese
letztlich zukünftige Würde ist je-
doch schon dem irdischen Leben
von Gott zugesprochen. Sie kann
daher nicht dadurch hinfällig wer-
den, daß der Mensch ihr aufgrund
einer psychisch-geistigen Verseh-
rung nicht mehr entsprechen kann.
Person ist der Mensch durch das,
was Gott an ihm und für ihn tut. Die
Personwürde ist also eine
„transzendente“ Größe, die von
Gott her jedem Augenblick des ge-
samten menschlichen Lebens (also
dem Organismus) bis zum Tod zu-
geordnet und zugeeignet ist und
bleibt, daher nicht in Verlust gera-
ten kann, wie versehrt auch immer
Geist und Körper und damit die
Persönlichkeit sein mögen. Entspre-
chend dieser unverlierbaren und
unantastbaren Würde ist das gesam-
te Leben bis zum Tod zu achten und
zu behandeln (Grundgesetz Art. 1
Abs. 1, Art. 2 Abs. 2). Es gibt kein
„würdeloses“ und „lebensunwer-
tes“ Leben. Ein Urteil über den Le-
benswert identifiziert die Person
mit der empirischen Persönlichkeit,
dem, wozu der Mensch durch die
Natur, durch andere Menschen (z.B.
Erziehung), durch sich selbst wird.
Dann schließt man aus der Zerrüt-
tung oder Zerstörung der Persön-
lichkeit, daß es sich nur noch um ein
bloß „vegetatives“ Leben handelt.
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Leben ohne „Bewußtsein“? 
Im Rahmen unserer Berichterstattung über die neue 
Diskussion um die Euthanasie dokumentieren wir
eine ethische Stellungnahme aus christlicher Sicht zur
medizinischen Behandlung und Pflege von Menschen
mit schwersten hirnorganischen Schädigungen.

von Ulrich Eibach* 

I. Zum gesellschaftlich-kulturellen 
Zusammenhang der Fragestellung

Aufgrund der Fortschritte der
Medizin (Rettungswesen, Intensiv-
medizin) überleben zunehmend
mehr Menschen mit dauerhaften
schwersten hirnorganischen Schä-
den, zum Teil mit bleibendem Ver-
lust des Bewußtseins. Sie fristen
nach Ansicht vieler Menschen ein
menschenunwürdiges Leben, das
für sie selbst, Angehörige und Ge-
sellschaft zur unzumutbaren Bela-
stung werde. In der Gesellschaft
herrscht keine Einigkeit mehr dar-
über, worin die Würde schwerstpfle-
gebedürftigen Menschenlebens be-
steht. In einigen westlichen Ländern
ist in solchen Fällen die Tötung
durch Nahrungsentzug mit oder
auch ohne direkte Einwilligung be-
reits standesethisch oder rechtlich
geduldete Praxis (z.B. USA, Nieder-
lande, England, Schweiz). Reiche

westliche Gesellschaften sind dabei,
sich aus der Fürsorgepflicht für ihre
schwächsten Glieder zu entlassen,
die zum Teil auch „Opfer“ des von
allen gewollten medizintechnischen
Fortschritts sind.

II. Zur grundsätzlichen ethischen 
Problematik

1. Einige Philosophen (z.B. P. Sin-
ger, in Deutschland N. Hoerster) be-
haupten, Mensch im Sinne von Per-
son sei biologisch gesehen von Men-
schen stammendes Leben nur, wenn
es über empirisch feststellbare gei-
stige Qualitäten (Selbstbewußtsein,
Vernunft, Freiheit usw.) verfüge.
Menschenwürde komme nicht dem
ganzen menschlichen Leben, son-
dern nur den geistigen Fähigkeiten
zu.Wenn diese durch Krankheit und
Versehrung in Verlust geraten, ver-
liere das Leben auch die Person-
würde, habe dann auch nicht mehr

* Erarbeitet im Auftrag des Konvents der Krankenhausseelsorger der Evangelischen Kirche im Rheinland von Priv.-Doz. Pfarrer Dr. Ulrich Eibach unter
Mitarbeit von Pfarrerin B. Behrendt, Pfarrerin H. Rodenbusch und Pfarrer G. Horn sowie unter beratender Mitwirkung von Professor Dr. med. R. Heit-
mann, Direktor em. der Neurologischen Landesklinik Bonn und G. Uhl, Ltd. Stationsschwester der Intensivstation zur Frühförderung von Menschen mit
schwersten hirnorganischen Schädigungen der Neurologischen Reha-Klinik Braunfels.

Informationen über die
Arbeit in Bosnien
sowie die Kampagne von „Medica mon-
diale e.V.“ gegen die Rückführung der
Kriegsflüchtlinge gibt es im Büro der Or-
ganisation, Waisenhausgasse 65,
50676 Köln, Telefon 0221/9318980. 
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Sparkasse Bonn (BLZ 380 500 00),
Kontonummer 45000163 hö



Ein solches Urteil über den Lebens-
wert steht keinem Menschen zu.
Keinesfalls ist dieser am Nutzen
oder Schaden für die Gesellschaft
zu bemessen.

III. Ethische Folgerungen

1. Zu den mit Würde des Lebens
selbst gegebenen Grundrechten
gehört zumindest das Recht auf Be-
friedigung der Grundbedürfnisse, al-
so all dessen, was ein soeben gebo-
rener Säugling an Bedürfnissen hat,
aber nicht selbsttätig befriedigen
kann (Ernährung, Reinigung, Bet-
tung, Schmerzlinderung und – vor al-
lem – mitmenschliche Zuwendung).

2. Die Befriedigung der Grund-
bedürfnisse und also auch die orale
Nahrungszufuhr ist bei Kranken ei-
ne pflegerische Maßnahme, auch
dann, wenn sie die Form einer
medizinischen Maßnahme (z.B. Ma-
gensonde) annimmt. Sie darf kei-
nem Glied der menschlichen Ge-
meinschaft verweigert werden.
Nahrungsentzug ist ein direkter Akt
gegen das Leben, kommt einer be-
wußten Tötung (durch Unterlassen)
von angeblich unwertem Leben
gleich, das nicht notwendig in ab-
sehbarer Zeit sterben muß. Der Tod
wird durch Unterlassen bewußt ver-
ursacht.

3.Die Verpflichtung zur Befriedi-
gung der Grundbedürfnisse schließt
nicht ein, daß tödliche Krankheiten
mit allen Mitteln zu bekämpfen
sind. Beim Verzicht auf eine weitere
Bekämpfung einer notwendig in ab-
sehbarer Zeit zum Tode führenden
Erkrankung – also bei Sterbenden –
wird der Tod nicht verursacht, son-
dern das nicht von Menschen ver-
hängte Todesgeschick zugelassen.

4. Bei „unwiderruflicher Be-
wußtlosigkeit“ ist es ethisch nur ge-
boten, diejenigen Grundbedürf-
nisse zu befriedigen, die auch ein
Säugling nicht selbsttätig befriedi-
gen kann. Fällt die normalerweise
selbsttätige Atmung und Verdauung
aufgrund von Organschäden dauer-
haft aus, so ist der Mensch als Ster-
bender anzusehen und eine künstli-
che Beatmung oder intravenöse

Ernährung nicht mehr geboten.Tre-
ten aufgrund der Grunderkrankung
nicht beherrschbare Komplikatio-
nen auf (z.B. dauernde Infektio-
nen), so kann die Therapie auf das
Maß begrenzt werden, das in sol-
chen Fällen auch bei „normalen“
Patienten „üblich“ ist.

5. Ethisch immer geboten sind
Leiden lindernde physiotherapeuti-
sche und medizinische Maßnah-
men. Rehabilitative Behandlungen
sollten möglichst früh und so lange
durchgeführt werden, wie begrün-
dete Aussicht auf Wiedererlangung
des Bewußtseins und Besserung des
Zustands besteht.

IV. Wer sollte Entscheidungen fällen?

1. Schwere Schädigungen des
Gehirns treten meist unvorherseh-
bar auf. Die Prognosen über den
Verlauf der Krankheit und die Er-
folgsaussichten einer Rehabilitation
sind oft unsicher. Deshalb bilden
vor Eintritt der Krankheit verfaßte
Patientenverfügungen selten eine
hinreichende Basis für Entschei-
dungen über die Behandlung.

2.Angehörige sind durch das Ge-
schick ihrer Kranken schwer bela-
stet. Sie sollten vor wichtigen Ent-
scheidungen immer angehört wer-
den, keinesfalls aber selbst

Entscheidungen fällen müssen, die
den Tod zur Folge haben können.
Die damit verbundene seelische Be-
lastung kann zu schweren Schuldge-
fühlen bis hin zu seelischen Erkran-
kungen führen.

3. Schwer bewußtseinsgestörte
Menschen, selbst solche, die sich im
„Wachkoma“ befinden, sind auf tra-
gende und ihr Leben bejahende Be-
ziehungen zu Angehörigen und
Pflegekräften angewiesen. Ihr Le-
benswille wird dadurch stark beein-
flußt. Eine gesellschaftliche und
rechtliche Billigung der „Euthana-
sie“ durch Nahrungsentzug würde
die seelische Konfliktsituation von
Angehörigen verstärken, sie einem
offenen oder verborgenen Druck
aussetzen, der „Euthanasie“ statt-
zugeben, oder bei ihnen dahinge-
hende Wünsche auslösen. Für die
Pflegekräfte wird das eine Verunsi-
cherung ihres pflegerischen Ethos
nach sich ziehen, die zu einer gene-
rellen Vernachlässigung und Ge-
fährdung des Lebens von schwerst-
pflegebedürftigen Menschen führen
kann.

4. Die Freiheit des einzelnen en-
det dort, wo für den Schutz des Le-
bens und der Freiheit aller Men-
schen wesentliche sittliche Rechte
gefährdet werden (GG Art. 2 Abs.
1).Weder der Patient selbst noch die
Angehörigen noch irgendeine Be-
rufsgruppe noch die Gesellschaft
bzw. der Staat haben das Recht, von
medizinischem Personal Handlun-
gen zu verlangen, die gegen deren
grundlegende Verpflichtung ver-
stoßen, Leben zu schützen und zu
pflegen. Ein Nahrungsentzug, der
den Tod herbeiführt bzw. verur-
sacht, widerspricht dieser funda-
mentalen Verpflichtung der Heilbe-
rufe ebenso wie das Verlangen nach
Einstellung lebenserhaltender reha-
bilitativer Maßnahmen, wenn ab-
sehbar ist, daß der Mensch nur mit
Behinderungen überleben wird.

5. Es ist nötig, daß standesethisch
und rechtlich verbindliche „Grenz-
regelungen“ formuliert werden, die
das Grundrecht auf Befriedigung
der Grundbedürfnisse des Lebens
wie auch auf den Zustand bessernde
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Die Personenwürde ist eine „transzen-
dente“ Größe, die von Gott her dem
gesamten menschlichen Leben bis
zum Tod zugeordnet ist.
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und die Leiden lindernde Maßnah-
men garantieren und die die mit der
Behandlung und Pflege befaßten
Menschen vor allen Ansinnen
schützen, die bewußt darauf abzie-
len, den Tod von angeblich „lebens-
unwertem“ Leben zu verursachen.

IV. Lebensschutz als Aufgabe von
Staat, Gesellschaft und Kirchen

1. Die Humanität einer Gesell-
schaft zeigt sich in erster Linie dar-
an, wie sie mit ihren schwächsten
Gliedern umgeht und ob sie fähig
bleibt zum solidarischen Mit-Lei-
den mit denen, die den üblichen
Vorstellungen vom Glück des Le-
bens widersprechen und die für die
Gesellschaft eine dauernde Last
darstellen.

2. Nicht nur die Patienten, son-
dern auch ihre Angehörigen und die
mit ihrer Behandlung befaßten Be-
rufsgruppen sind darauf angewiesen,
daß in unserer Gesellschaft Klarheit
darüber besteht, worin die Würde
und der Lebenswert der von ihnen
betreuten Menschen besteht, und
daß diese ein uneingeschränktes
Recht auf Leben und eine ihrer Wür-
de gemäße Behandlung haben. Ent-
scheidend ist, daß ihre Arbeit eine ih-
rer Schwere und Bedeutung gemäße
öffentliche Wertschätzung erfährt.

3. Die Menschenwürde schwerst-
behinderter Menschen und das
Recht auf eine entsprechende Pflege
sind dem Wohlleben und Glück der
großen Zahl der gesunden Glieder
der Gesellschaft als Maßstab vorge-
ordnete und höherrangige Güter.
Um der Wahrung derart fundamen-
taler Menschenrechte willen muß die
Gesellschaft in Zukunft aufgrund der
ansteigenden Zahl schwerstpflegebe-
dürftiger alter Menschen zu erhebli-
chen Verzichten bereit sein. Eine
Lockerung des Tötungsverbots kann
die Türen dazu öffnen, daß die Ge-
sellschaft sich des kostspieligen An-
blicks dieser angeblich „lebensun-
werten“ Menschenleben wieder
durch den „Gnadentod“ (Euthana-
sie) zu entledigen versucht.

4. Im Gegensatz zum in der Anti-
ke und im 19. und 20. Jahrhundert,

besonders heute weit verbreiteten
„Ethos der Stärke und der Jugend-
lichkeit“ vertritt der christliche
Glaube ein ausgesprochen antise-
lektionistisches „Ethos der Barm-
herzigkeit“, der Fürsorge für die
Schwächsten der Gesellschaft. Er
lehnt daher entschieden die These
ab, daß man die in das Leben der
„unheilbaren“ und schwächsten
Menschen investierten Kräfte und
Mittel besser denen zukommen
läßt, die im Sinne gesellschaftlich
wünschenswerter Ziele reha-
bilitierbar sind und die ihr Leben
noch als „Glück“ genießen können.

5. Christen und Kirchen sollten
sich zur Verteidigung ihrer Sicht auf
die von den Vätern des Grundgeset-
zes (Art. 1 u. 2) gemeinte und christ-
lich geprägte inhaltliche Füllung des
Begriffs „Menschenwürde“ berufen
und sich gegen eine rechtspositivi-
stische Interpretation im Sinne des
jeweils herrschenden Zeitgeistes
wehren. In ihren diakonischen Ein-
richtungen sollten sie sich insbeson-
dere derer in vorbildlicher Weise
annehmen, die nicht im Sinne ge-
sellschaftlich gewünschter Ziele re-
habilitierbar sind.
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BERUFSVERBAND DER ALLGEMEINÄRZTE

„Frustrierte werden
aus dem Arztberuf
ausscheiden müssen“
Der Hausärzteverband setzt auf Strukturqualität,
Fortbildung und Forschung

„Man kann seinen Beruf auf
Dauer nicht im Hader mit
seinen Arbeitsbedingun-

gen ausüben.“ Das glaubt Dr. Klaus-
Dieter Kossow, der Vorsitzende des
Berufsverbandes der Allgemeinärz-
te Deutschands - Hausärzteverband
(BDA). Er prophezeite bei einem
BDA-Pressegespräch kürzlich in
Köln, daß eine dauerhaft negative
emotionale Einstellung zum Verlust
der Wettbewerbsfähigkeit und über
kurz oder lang zum Ausscheiden der
betreffenden Ärztinnen und Ärzte
aus dem Beruf führen wird. Schließ-
lich spürten die Patienten die Unzu-
friedenheit, die ihnen beispielsweise
in Form von Leistungs- oder Verord-
nungs-Verweigerung begegne.

Den Hausärzten schlägt der Ver-
bandschef vor,auf verbesserte Struk-
turqualität (vernetzte Praxen), Fort-
bildung und verstärkt auch auf allge-
meinmedizinische Forschung zu set-
zen. Als größtes Rationalisierungs-
potential bezeichnete er „das Weg-
lassen von überflüssigen Leistun-

gen“. Aber es sei eben gerade die
Frage, welche Leistungen überflüssig
sind. Dies müsse in Forschungspro-
jekten festgestellt werden, um eine
effiziente Versorgung sicherzustel-
len. Ein halbes bis drei Viertel Pro-
zent des vertragsärztlichen Honorar-
volumens müsse für eine „empirisch
saubere Qualitätssicherung“ ausge-
geben werden. Als Fernziel sieht es
Kossow an,die Allgemeinmedizin als
wissenschaftliche Grundlage für die
hausärztliche Tätigkeit zu etablieren
– und dies notgedrungen „außerhalb
der Unis, die das nicht packen“. Der-
zeit lernten die Allgemeinärzte „nur
aus dem Nähkästchen der anderen“,
beklagte auch BDA-Vorstandsmit-
glied Dr. Klaus-Peter Lau: „Die Fa-
kultäten wehren sich dagegen,
hausärztliche Elemente in die Aus-
bildung hineinzubringen.“

Positiv hob der BDA hervor, daß
sich in Sachen Weiterbildung Allge-
meinmedizin in der Führung der
deutschen Ärzteschaft die Ansicht
durchgesetzt hat,daß die Einführung


